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Gesetze dienen der praktischen Umsetzung von sozialen Leistungssystemen und Diensten
in Einklang mit der Rechtstradition des jeweiligen Landes. So ist das Sozialrecht ein
entscheidendes Element fir die Gestaltung der Lebensbedingungen rund um den Erdball
geworden. Individuelle Sicherheit und persénliche Freiheit sind ohne soziale Sicherheit kaum
denkbar.

Soziale Rechte sind die rationale Grundlage jedes Sozialschutzsystems und des
Sozialrechts, da sie Leitlinien flr das gesamte Sozialschutzsystem und die entsprechende
materielle Gesetzgebung sowie das Gesetzgebungsverfahren, die Exekutive und die Justiz
vorgeben.

Unterschiede zwischen burgerlichen und politischen Rechten
sowie wirtschaftlichen und sozialen Rechten

Es gibt keine weltweit anerkannte Definition sozialer Rechte. Es wird jedoch allgemein
zwischen burgerlichen und politischen Rechten einerseits und wirtschaftlichen und sozialen
Rechten andererseits unterschieden. Diese Differenzierung geht von der Annahme aus, dass
diese beiden Rechtskategorien sich in ihrer Natur unterscheiden. Birgerliche und politische
Rechte werden gewdhnlich als Freiheit gegentber staatlichen Eingriffen verstanden,
wahrend soziale Rechte eher einen Anspruch auf staatliche Intervention, z.B. durch die
Gewdahrung von wirtschaftlichen und sozialen Leistungen mit sich bringen. Soziale Rechte
implizieren daher eine aktive Rolle des Staates und griinden auf der Vorstellung, dass der
Staat nicht nur fur die 6ffentliche Ordnung und Sicherheit, sondern auch fiir die Wohlfahrt der
Menschen zustandig ist und allgemein die Pflicht hat, sie in die Lage zu versetzen, die ihnen
zustehenden individuellen Grundrechte zu geniel3en.

In der Regel werden burgerliche und politische Rechte eher von Gerichten angewendet —
wahrend soziale Rechte eher durch die Sozialgesetzgebung und Sozialpolitik verwirklicht
werden. Schliel3lich wurden burgerliche und politische Rechte als direkt anwendbare,
subjektive und von den Menschen durchsetzbare angesehen, wahrend soziale Rechte oft
nationale Sozialsysteme inspirieren, aber nur schrittweise realisiert werden.



Vieles spricht dafur, dass diese Unterschiede Ubertrieben werden, da soziale Rechte auch
direkt anwendbar, vom Justizsystem umgesetzt und unmittelbar wirksam sein kénnen. Diese
Auffassung wird von Befunden im nationalen (vor allem in den Verfassungen) und
internationalen Recht (z.B. der Charta der Grundrechte der Europdischen Union) bestatigt,
da diese burgerliche und politische sowie wirtschaftliche und soziale Rechte im gleichen
Rechtsinstrument im Rahmen eines umfassenden Ansatzes, der diese verschiedenen
Formen von Rechten nebeneinander setzt, integrieren.

Nichtsdestoweniger haben soziale Leistungen und Anspriiche eine Reihe von nur ihnen
eigenen Merkmalen:

e Esist wichtig zu verstehen, dass das Recht nicht der einzige Bezugspunkt fiir soziale
Anspriche ist, da soziale Leistungen ohne Bezug auf soziale Rechte dennoch
entsprechende Anspriiche beinhalten kénnen.

e Das Wesen der in Rechtsvorschriften oder sogar in Verfassungen verankerten
sozialen Rechte hangt weitgehend von der wirtschaftlichen und politischen Situation
des Landes ab. Es besteht allerdings ein Unterschied zwischen einem sozialen
Recht, das (1) rechtlich in der Verfassung verankert ist oder aber (2) sich nur aus der
Gewahrung sozialer Leistungen durch den Staat ergibt.

o Positives staatliches Handeln spielt eine entscheidende Rolle dabei, soziale Rechte
effektiv zu gestalten. Thirdly,

e Der Zugang zu sozialen Rechten wird weitgehend von der institutionellen
Ausgestaltung des Sozialsystems im Allgemeinen und der Verfahrensweise bei der
Gewahrung von Sozialleistungen im Besonderen beeinflusst.

e Es sollte beriicksichtigt werden, dass soziale Rechte subjektive Rechte in dem Sinne
sind, dass sie sich auf individuelle Bedlrfnisse beziehen, obwohl sie auch eine
gesellschaftliche Dimension haben, da ihre Umsetzung und Effizienz von Solidaritét,
sozialer Integration und der Férderung des sozialen Zusammenhalts abhangen.

Der Zweck des Sozialschutzes

Internationalen Rechtsinstrumenten, wie sie von den Vereinten Nationen und der
Internationalen Arbeitsorganisation angenommen wurden, zufolge, hat jeder Mensch ein
Recht auf soziale Sicherheit. Die praktische Umsetzung eines solchen Rechts erfordert
allerdings erhebliche Anstrengungen von Seiten des Staates und der Gesellschaft. In vielen
Weltregionen ist ein groRer Teil der Bevdlkerung nicht oder nur teilweise von der sozialen
Sicherheit abgedeckt. Dies qilt fur die groRe Mehrheit der Menschen in Entwicklungsléandern,
aber auch einige der reichen Industrielander haben grof3e Liicken in ihrem Sozialschutz.

Die Dringlichkeit eines effektiven Sozialschutzes wird heute weitgehend anerkannt. Im
Allgemeinen haben die wirtschaftlich schwacheren gesellschaftlichen Gruppen keinen
Sozialschutz. Was dessen Umgang angeht, so sollte bedacht werden, dass das Ziel des
Sozialschutzes nicht das bloRe Uberleben, sondern die Wahrung der Menschenwiirde und
die Forderung der sozialen Integration sind.

Die Hauptaufgaben des Sozialschutzes sind die Gewé&hrung von Einkommenssicherheit und
Zugang zur Gesundheitsversorgung und anderen grundlegenden sozialen Diensten. Hier
sind eine Reihe von Akteuren beteiligt, darunter der Einzelne, seine Familie, die
Gemeinschaft und lokale Solidaritatsnetzwerke, Selbsthilfe- und freiwillige Wohlfahrts-
institutionen, Unternehmer, Arbeitgeberorganisationen und Gewerkschaften sowie andere
Institutionen der Zivilgesellschaft — auf der kollektiven Ebene sind es die Sozialpartner, die
Institutionen der sozialen Sicherheit, der Gesetzgeber und der Staat sowie internationale
Organisationen. Der Staat kann die Systeme der sozialen Sicherheit stéarken und ihre



Effektivitat verbessern, indem er (1) soziale Leistungen und Dienste gestaltet und gewahrt,
(2) den Arbeitgebern Verpflichtungen zum Erbringen von Leistungen auferlegt, (3)
Steuerbefreiungen fur Sozialversicherungsbeitrage, Leistungen oder beides gewahrt und (4)
die Rolle der verschiedenen, oben genannten Akteure im Bereich der sozialen Sicherheit
starkt. Traditionell hat der Staat nicht nur die Mdglichkeit, die Effektivitat der Sozialschutz-
systeme zu verbessern, sondern auch die gesetzliche Verantwortung, deren institutionelle
Funktion und die Gewahrung des Sozialschutzes fiir die Menschen sicherzustellen.

Die soziale Ausgrenzung hat viele Facetten. Entsprechende MaRnahmen muissen daher in
einer Vielzahl von Politikbereichen, wie Erziehung und Berufsausbildung, Beschaftigung,
Gesundheit, Unterkunft und Sozialschutz, ergriffen werden. Die Erfahrung zeigt, wie
notwendig die Beteiligung aller Betroffenen ist, insbesondere der Ausgeschlossenen oder
von der Ausgrenzung Bedrohten sowie der Organisationen, die sich fur ihre Interessen
einsetzen, einschlielBlich der Sozialpartner und Akteure aus der Zivilgesellschaft wie
nichtstaatliche und freiwillige Organisationen.

Wanderarbeitnehmer

Grenziberschreitende Aktivitdten schaffen auch zusatzliche und spezifische Bedirfnisse im
Bereich der sozialen Sicherheit. Obwohl das Phanomen der Migration wachsende
Bedeutung annimmt, erfordert es nicht unbedingt spezifische Malinahmen im Bereich der
sozialen Sicherheit auf nationaler Ebene. Stattdessen sollten die Gleichbehandlung
garantiert, bestehende gesetzliche Bestimmungen effektiver angewandt und der soziale
Zusammenhalt durch konkrete Mal3Bhahmen geférdert werden.

Das Auslanderrecht bietet im Allgemeinen eine einheitliche gesetzliche Grundlage fir die
Regelung des gesetzlichen Status von Nicht-Staatsbirgern bezlglich des Wohnsitzes, der
Beschaftigung und anderer Aktivitaten und gewahrt ihnen — u.a. in Abhangigkeit von ihrer
Herkunft und dem Grund ihres Aufenthaltes — unterschiedliche Wohnsitz-, Aufenthalts- und
Beschaftigungsstatute. Dagegen gibt es kein "Sozialrecht fur Auslander" als besonderen
Zweig des Sozialrechts. Meist nehmen sozialrechtliche Bestimmungen, die sich spezifisch
auf Nicht-Staatsbiirger beziehen, die Form von Anderungsbestimmungen zur allgemeinen
Sozialgesetzgebung an, die sich auf Kriterien wie fehlende Staatsbirgerschaft oder
Auslanderstatus beziehen und die Rechtslage der betroffenen Person berihren.

Die gesetzliche Anerkennung des Prinzips der Gleichbehandlung von Wanderarbeitnehmern
beziglich ihrer Rechte, des Sozialschutzes, Gesundheit, Unterkunft und Erziehung etc., ein-
schlielich des Rechts auf soziale Sicherheit, ist eine Grundvoraussetzung fir die rechtliche
und soziale Integration dieser Arbeitnehmer in die Gesellschaft, in der sie leben. Die effektive
Anwendung dieses Prinzips verlangt die Durchfiihrung von MaRnahmen, die den Zugang der
Wanderarbeitnehmer und ihrer Familie zu sozialen Rechten, einschlie3lich des Rechts auf
soziale Sicherheit, férdern. Geeignete MalRnahmen bestehen darin, sie Uber ihre Rechte zu
informieren und besondere Vorkehrungen zu ihren Gunsten zu treffen, wenn diese sich als
notwendig fur die Integration der Wanderarbeitnehmer und ihrer Familien in die Gesellschatft,
in der sie leben, erweisen.

Die Umsetzung internationaler Menschenrechtsnormen gehoért zu den Maflnahmen, die
geeignet sind, den sozialen Zusammenhalt zu férdern; so die Einfihrung der Gleichbe-
handlung aller Menschen unabhangig von ihrer ethnischen, nationalen und sozialen Herkunft
und eine Wirtschafts-, Sozial- und Kulturpolitik, welche die Integration férdert. Andererseits
konnen MalRRnahmen zur Regulierung oder Steuerung von Wanderungsbewegungen
negative Auswirkungen auf die gesellschaftliche Integration von Einwanderern und damit auf
den sozialen Zusammenhalt haben.



Arbeitnehmer in der informellen Wirtschaft

Die informelle Wirtschaft ist in Wirklichkeit kein "Sektor”, sondern ein Phdnomen, das in
verschiedenen Wirtschaftszweigen zu finden ist. Alle Arbeithehmerkategorien sind betroffen:
Angestellte, Selbstandige, Heimarbeiter, M&nner, Frauen, Kinder, unbezahlte Familienarbeit
etc. In vielen Landern arbeitet in der informellen Wirtschaft ein hoherer Anteil von Aus- als
Inlandern — in gewissem Umfang geht dies auf die Diskriminierung zurlick, die erstere in der
formellen Wirtschaft erfahren. Die Arbeitnehmer in der informellen Wirtschaft haben im
Allgemeinen wenig oder gar keine Beschaftigungssicherheit. Ihr Verdienst ist in der Regel
sehr gering und sie wechseln ihre Stelle haufiger als andere Arbeitnehmer. Wenn sie nicht
arbeitsfahig sind, aus welchem Grund auch immer (Krankheit, Mutterschaft, Unfall), haben
sie kein Einkommen. Eine kurze Phase der Arbeitsunféhigkeit kann den Arbeitnehmer und
seine Familie ohne Einkommen zum Lebensunterhalt lassen. Zudem ist die Arbeit in der
informellen Wirtschaft haufig gefahrlich und die Tatsache, dass sie in einem vollkommen
ungeregelten Umfeld erfolgt, verscharft diesen Umstand noch.

Frauen werden zusatzlich benachteiligt aufgrund ihrer Fortpflanzungsrolle (z.B. Entlassung
wegen Schwangerschaft oder Heirat). In der informellen Wirtschaft erhalten sie keinen
Schwangerschaftsschutz, den Frauen in einer formellen Lohnbeschéftigung gewoéhnlich
haben (d.h. Mutterschaftsurlaub und —leistungen, Familienbeihifen, Kindererziehungspausen,
Beihilfen zu den Kosten der Kinderbetreuung).

Soziale Rechte gelten naturgemall fir alle. Ungleichheiten in der Gesellschaft konnen jedoch
dazu fuihren, dass einige Personen oder Gruppen keinen Zugang zu solchen Rechten haben.
Das Geschlecht ist eine allgemein anerkannte Ursache fir Ungleichheit, Frauen haben in der
Regel groRere Schwierigkeiten als Méanner, ihre Rechte wahrzunehmen. Neben dem
Geschlecht kdénnen sich Ungleichheiten aus der rassischen und ethnischen Zugehdrigkeit,
aus dem Alter, einer Behinderung, der sexuellen Orientierung und soziodkonomischen
Faktoren wie Arbeitslosigkeit und Armut ergeben. Verfahren zur Gleichbehandlung sind im
geschlechtsspezifischen Bereich am fortgeschrittensten. Insbesondere der Europdischen
Union wurde "weltweit die Fihrung in der Politik zur Gleichbehandlung der Geschlechter"
zugesprochen. In den letzten Jahrzehnten stand sie an der Spitze des Kampfes gegen
direkte und indirekte Diskriminierung und entwickelte eine Politik, die geschlechtsspezifische
Fragen in allen Politikbereichen zu einem zentralen Kriterium macht (gender mainstreaming).
Ein ahnlicher Ansatz konnte in Zusammenhang mit Ungleichheit und Diskriminierung
aufgrund anderer Grinde verfolgt werden.

Hindernisse fur die soziale Gleichbehandlung

Die Umsetzung des Prinzips der Gleichbehandlung vor dem Gesetz ist eines der Merkmale
des modernen Staates in den verschiedenen Gesellschaften. Es ist somit eine spezifische
Funktion des Sozialrechts, die Gewahrung von sozialen Leistungen und Diensten an die
individuellen Umsténde des Einzelfalls anzupassen und zu verhindern, dass wirtschaftliche
und soziale Ungleichheiten dieses Prinzip in Frage stellen. Vor diesem Hintergrund ist das
Sozialrecht nicht darauf beschréankt, "materielle” Nachteile, wie den Einkommensverlust
durch Krankheit, Alter oder Arbeitslosigkeit, durch substantielles (d.h. "materielles") Sozial-
recht (Gesetze, Rechtsvorschriften etc.) auszugleichen. Der Ausgleich "formaler” Nachteile
durch Verfahren ("formales" Sozialrecht) gehért auch dazu. Da die sozialen Leistungen und
Dienste fur Personen bestimmt sind, die sozial benachteiligt sind, entsteht das zusatzliche
Problem, dass diese nicht voll Gber ihre Rechte informiert und weitgehend nicht in der Lage
sind, sie durchzusetzen.



Normalerweise geht das Rechtssystem davon aus, dass die Menschen ihre Rechte kennen
und, falls nétig, den Rat eines Fachmanns hinzuziehen kénnen, so dass sie in der Lage sind,
ihre Rechte geltend zu machen, wenn nicht anders mdglich, auf dem Rechtsweg. Die
Gewdahrung eines subjektiven Rechtsanspruchs und des Zugangs zu den Gerichten mag
ausreichend erscheinen um sicherzustellen, dass die gesetzlichen Anspriiche gesichert sind.
Nichtsdestoweniger kénnen Einschrankungen, die einer Person auferlegt sind — Behinderte
und ausléandische Wanderarbeitnehmer sind gute Beispiele — dazu fuhren, dass die ge-
setzeskonforme Wahrung der Interessen der Person nicht méglich ist.

Neben garantierten substantiellen Rechten missen folgende wichtige Elemente vorhanden
sein, um den Graben zwischen der Rechtsnorm und der "sozialen Wirklichkeit” zu
Uberwinden und die Durchsetzung des Anspruchs auf soziale Leistungen und Dienste zu
ermdglichen: Information, Konsultation, Beratung, effektive Unterstitzung durch Experten
und gesetzliche Vertretung. Substantielles Sozialrecht bleibt weitgehend ineffektiv, wenn in
der Praxis keine angemessene Umsetzung erfolgt und wenn die Betroffenen nicht de facto
und effektiv die Leistungen und Dienste erhalten, auf die sie gesetzlich Anspruch haben.
Wenn die sozialen Leistungen und Dienste ineffektiv sind, werden soziale Bedurfnisse nicht
befriedigt und die Leistungen, die beansprucht werden kdnnen, erreichen ihr Ziel nicht. Je
differenzierter die Struktur des Systems der sozialen Sicherheit ist und je starker es der
gesetzlichen Regulierung unterworfen ist, desto komplexer wird es und die Betroffenen
haben erhebliche Schwierigkeiten, sich im komplexen System des Sozialrechts zurecht-
zufinden. Aus diesem Grunde ist eine der wichtigsten Aufgaben der Gesetzgebung und Ver-
waltung im Sozialrecht die Bereitstellung eines gut ausgestatteten Systems der Information,
Konsultation und Beratung, um den Anspruchsberechtigten zu helfen und soziale Dienste
effektiv mit berechtigten Ansprichen zusammenzufiihren.

Die Diskrepanz zwischen "Recht” und "Rechtswirklichkeit” lasst sich an der (Nicht-)
Inanspruchnahme von sozialen Leistungen und Diensten messen. Die Bedurftigkeit prifende
Leistungen werden oft nicht in Anspruch genommen. Im Sozialhilferecht wird dieses
Phanomen als das der "verborgenen" Sozialhilfeberechtigten bezeichnet, welches das
Ergebnis eines "Filterungsprozesses im Armutspotential” ist. Neben Informations- und Biro-
kratiehindernissen gibt es auch soziale wie die offensichtliche Stigmatisierung der Em-
pfanger von Sozialhilfe, und institutionelle Barrieren wie fehlende formale Regress-
moglichkeiten fur Leistungsempfanger und solche, die Leistungen beanspruchen wollen.
Zusammen koénnen diese Faktoren Menschen davon abhalten, Leistungen, auf die sie An-
spruch haben, tatsachlich zu beanspruchen.

MalRnahmen zur Forderung des Zugangs zu sozialen Rechten

Vereinfachungen sind vor allem im Sozialrecht besonders dringlich, wo die Betroffenen
haufig weniger gut informiert und ausgebildet sind und damit gewdhnlich weniger in der Lage
sind, sich mit Rechtsfragen zu befassen. Um die potentielle Liicke zwischen Rechts-
ansprichen und -austibung zu messen, ist das Zusammenspiel von Kontrolle, Prifung und
Durchfihrung ein wichtiger Bestandteil der Praxis. Es sollte ein Verfahren geben, das
Schwéchen in den bestehenden gesetzlichen Bestimmungen aufdeckt und neue Bedirfnisse
erkennt. Das Erbringen der Dienstleistung, die Umsetzung und die Prifung der Nutzerzu-
friedenheit sollten Prioritat erhalten.

Was die sozialen Leistungen und Dienste angeht, sollten die zustandigen Institutionen (d.h.
die Institutionen der sozialen Sicherheit) bestimmte Auflagen erfiillen, wie eine klare und
umfassende Information der Leistungsempfanger Uber ihre Rechte, auf Anfrage oder in
Eigeninitiative, wie dies bei den Steuerbehotrden der Fall ist. Die Institutionen kénnen sogar
daflrr verantwortlich gemacht werden, dass sie solche Informationen zeitgerecht geben. Die



Institutionen sollten verpflichtet werden, Antrdge auf Sozialleistungen, die falsch an sie
adressiert wurden, an die zustandige Stelle zu senden und die Antragsteller zu informieren,
dass dies geschehen ist. Wenn eine Person Anspruch auf eine Leistung hat, kann die
Institution verpflichtet werden, die Leistung selbst dann zu gewahren, wenn sie keinen
Eilantrag von der betreffenden Person erhalten hat, um Notsituationen zu vermeiden. Ganz
allgemein sollte von den Institutionen verlangt werden, Leistungsantrdge schnell zu
beantworten. Der Antragsteller sollte tGber die Entscheidung in einem bestimmten Zeitraum
informiert werden und die Leistung sollte ebenfalls in einem bestimmten Zeitrahmen
erfolgen. Entscheidungen sollten begrindet und die Mdglichkeiten der neuerlichen Prifung
und des Widerspruchs sollten spezifiziert werden.

Nutzerfreundliche Dienste

Ein besserer Zugang zu sozialen Rechten setzt eine Reihe von MalRnahmen voraus, die an
die nationalen Rahmenbedingungen angepasst werden muissen. Das Erbringen von
Leistungen und Diensten sollte so nutzerfreundlich wie mdéglich erfolgen. Ein solcher Ansatz
erfordert die Beseitigung von Nutzungshindernissen organisatorischer, verfahrensméaRiger
und anderweitiger Natur. Die Schaffung einer einzigen Anlaufstelle kann einen wichtigen
Beitrag zu nutzerfreundlichen Diensten darstellen.

Unterstitzung von Randgruppen

Die Bedurfnisse und Verhaltnisse von Randgruppen sollten besonders berlcksichtigt
werden. Diese brauchen nicht nur Hilfe, um die Zugangsbarrieren zu sozialen Leistungen
und Diensten zu Uberwinden, sondern mussen sich auch in die Lage versetzt fuhlen, ihre
Rechte geltend zu machen.

Gezielte Programme

Es mag eine Diskriminierung zugunsten solcher Randgruppen durch den Einsatz gezielter
Programme notig sein, da Menschen bisweilen Unterstitzung und Hilfe brauchen, um
Rechte zu beanspruchen und durchzusetzen. Die Betroffenen kdnnen sich hier auf Selbst-
hilfe und Nichtregierungsorganisationen stiitzen. Zu Recht wurde ein solcher Ansatz als die
Herausforderung beschrieben, Risiken in Chancen zu verwandeln, z.B. in dem das Risiko
des Einkommensverlustes als Gelegenheit gesehen wird, einer neuen wirtschaftlichen Tatig-
keit nachzugehen.



	Unterschiede zwischen bürgerlichen und politischen Rechten
	Der Zweck des Sozialschutzes
	Wanderarbeitnehmer
	Arbeitnehmer in der informellen Wirtschaft
	Hindernisse für die soziale Gleichbehandlung
	Maßnahmen zur Förderung des Zugangs zu sozialen Rechten


<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJDFFile false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName (http://www.color.org)
  /PDFXTrapped /Unknown

  /Description <<
    /FRA <>
    /ENU (Use these settings to create PDF documents with higher image resolution for improved printing quality. The PDF documents can be opened with Acrobat and Reader 5.0 and later.)
    /JPN <FEFF3053306e8a2d5b9a306f30019ad889e350cf5ea6753b50cf3092542b308000200050004400460020658766f830924f5c62103059308b3068304d306b4f7f75283057307e30593002537052376642306e753b8cea3092670059279650306b4fdd306430533068304c3067304d307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103057305f00200050004400460020658766f8306f0020004100630072006f0062006100740020304a30883073002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d30678868793a3067304d307e30593002>
    /DEU <>
    /PTB <>
    /DAN <>
    /NLD <>
    /ESP <>
    /SUO <>
    /ITA <>
    /NOR <>
    /SVE <>
  >>
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice


